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Brigitte Pothmer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Herr Kollege Weiß!

(Heiterkeit)

Peter Weiß (Emmendingen) (CDU/CSU):

– da Ihre Partei Bündnis 90/Die Grünen tendenziell
immer noch besonders gern mit den Sozialdemokraten
koalieren möchte –

Brigitte Pothmer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Das liegt aber nicht an den Sozialdemokraten. Das
liegt an Ihnen.

(Heiterkeit)

Peter Weiß (Emmendingen) (CDU/CSU):

– gut, ich nehme diese Liebeserklärung zur Kenntnis –
und die Frau Kollegin Mast darum gebeten hat, dass die
wissenschaftliche Begleitforschung zu den arbeitsmarkt-
politischen Instrumenten auch wirklich ernst genommen
wird, frage ich Sie, was Sie zu der Untersuchung des
IAB sagen, nach der beim Gründungszuschuss ein Mit-
nahmeeffekt von bis zu 75 Prozent festzustellen ist, dass
also öffentliches Geld verausgabt wird, das man für die-
sen Zweck gar nicht hätte verausgaben müssen. Warum
wollen Sie diese Feststellung des IAB schlichtweg nicht
zur Kenntnis nehmen?

Brigitte Pothmer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Lieber Herr Weiß, das IAB hat diese Feststellung nie
getroffen. Das IAB hat sich presseöffentlich darüber be-
schwert, dass die Bundesarbeitsministerin angebliche
Forschungsergebnisse des IAB instrumentalisiert, um
ihre Kürzungspolitik zu rechtfertigen. So weit zu Ihrer
sauberen wissenschaftlichen Arbeit.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der LINKEN)

Vizepräsident Dr. h. c. Wolfgang Thierse:

Frau Kollegin, gestatten Sie noch eine Zwischenfrage
der Kollegin Mast?

Brigitte Pothmer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Ja, gerne.

Katja Mast (SPD):

Frau Kollegin Pothmer, sind Sie mit mir der Meinung,
dass das IAB in seinem Kurzbericht 11/2011 Folgendes
festgehalten hat:

Eingliederungszuschüsse, betriebliche Trainings-
maßnahmen und die Gründungsförderung haben
besonders positive Effekte …

Meines Wissens findet sich das auf der Titelseite des
IAB-Berichts. Haben Sie wissenschaftliche Belege da-
für, dass man den Vermittlungsgutschein weiterführen
soll?

Brigitte Pothmer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Der Vermittlungsgutschein ist ein Instrument, gegen

das wir uns nicht wehren. Es ist aber schon sehr auffäl-
lig, dass die Lobbyistenpolitik der FDP

(Johannes Vogel [Lüdenscheid] [FDP]: 
Lobbyistenpolitik?)

dieses eine Instrument eben nicht zu einer Pflichtleistung
gemacht hat. Es ist vielmehr eine Ermessensleistung und
stellt insoweit eine Ausnahme dar.

(Johannes Vogel [Lüdenscheid] [FDP]: Weil es 
keinen Sinn macht, Frau Kollegin!)

Aber gegen die Vermittlungsgutscheine an sich setze ich
mich nicht zur Wehr.

Was das Forschungsergebnis des IAB angeht, würde
ich Sie doch bitten, nicht mir diese Information zur
Kenntnis zu geben, sondern dem Kollegen Weiß. Der hat
da eine echte Wissenslücke.

(Beifall bei der SPD, der LINKEN und dem
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – Johannes
Vogel [Lüdenscheid] [FDP]: Sie könnten doch
mal zum Antrag der SPD sprechen! – Peter
Weiß [Emmendingen] [CDU/CSU]: Das mit
dem Mitnahmeeffekt stimmt! Das steht im Be-
richt!)

Ich habe jetzt nur noch sehr wenig Redezeit. Lassen
Sie mich noch eines sagen: Diese Instrumentenreform ist
doch auch eine sehr wichtige Weichenstellung für die
Behebung des Fachkräftemangels. Das, was Sie in Sa-
chen Fachkräftemangel vorgelegt haben, ist ein 30-seiti-
ger Besinnungsaufsatz. Sie reden zwar davon, dass Sie
Migranten, Ältere und Frauen verstärkt in den Arbeits-
markt bringen wollen. Sie nennen aber keine Instru-
mente, und Sie unterlegen das auch nicht mit Mitteln.
Das sind Appelle, von denen sich die Leute nichts kau-
fen können. Sie brauchen handfeste Unterstützung. Das
– das sage ich an dieser Stelle noch einmal – sehen die
Länder genauso, ebenso die Verbände und die arbeits-
marktpolitischen Experten. Ich bitte Sie an dieser Stelle:
Stellen Sie sich nicht gegen diese Expertisen. Stellen Sie
sich hinter die Arbeitslosen.

Ich danke Ihnen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Vizepräsident Dr. h. c. Wolfgang Thierse:

Das Wort hat nun Ulrich Lange für die CDU/CSU-
Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Ulrich Lange (CDU/CSU):
Herr Präsident! Meine lieben Kolleginnen und Kolle-

gen! Nachdem wir über das Thema Arbeitsmarkt heute
in der Aktuellen Stunde schon sehr ausführlich gespro-
chen haben, haben wir uns in einer Art ABM nunmehr
mit diesem Antrag der SPD auseinanderzusetzen.

(Beifall des Abg. Paul Lehrieder [CDU/CSU])
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Die SPD möchte nicht über die Erfolge reden, sondern
springt, liebe Kollegin Mast, in einer negativen Art und
Weise in diese Debatte, die wir nicht ganz nachvollzie-
hen können. Aber während der Regierungszeit von Rot-
Grün blühte nicht die Wirtschaft, sondern die Arbeitslo-
sigkeit. Wenn Sie sich jetzt als Lobby für aktive Arbeits-
marktpolitik darstellen wollen, dann muss ich sagen
– seien Sie mir nicht böse –: Bei über 5 Millionen Ar-
beitslosen und einer Quote von 13 Prozent ist das eher
eine Lobby des Versagens. Die Zahlen zur gegenwärti-
gen Lage wurden heute oft genannt. Das zeigt, wie wich-
tig richtige Politik und richtige Rahmenbedingungen für
die Wirtschaft und den Arbeitsmarkt sind. Es ist eben
nicht egal, wer regiert, wie es heute Nachmittag anklang,
als es hieß: Es ist egal, wer regiert; die Lage wird besser. –
Nein, weil wir regiert haben, ist es besser geworden. Wo
Schwarz-Gelb regiert – ich nenne nur Bayern im Ver-
gleich zu Berlin –, ist die Lage deutlich besser, um nicht
zu sagen: gut.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Wir haben letzte Woche über den Gesetzentwurf der
Bundesregierung diskutiert. Wir haben schon festge-
stellt, liebe Kollegin Mast, dass die Langzeitarbeitslosig-
keit sehr wohl zurückgeht. Sie haben heute vorsichtiger-
weise die Zahlen von letztem Freitag nicht wiederholt;
denn wir haben festgestellt, dass die Zahlen, mit denen
Sie letzten Freitag operiert haben, nicht richtig waren.
Uns geht es darum, Langzeitarbeitslose zu mobilisieren
und in Arbeit zu bringen. Erste Erfolge zeigen sich in der
Konjunktur. Eine gute Konjunktur ist auch immer eine
Frage der Struktur von Arbeitslosigkeit.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP –
Bettina Hagedorn [SPD]: Sie müssen sich mal
die Zahlen genauer ansehen! – Katja Mast
[SPD]: Ich schicke sie Ihnen gerne zu!)

Wenn Sie von Kahlschlag oder Rotstift reden, dann
kann ich nur sagen: Auch dies ist falsch. Das haben wir
ebenfalls letzte Woche diskutiert. Wir führen gerne jede
Woche eine Debatte als Nachhilfe für die SPD in Zah-
lenlehre.

Liebe Kollegin Kipping, wenn Sie sagen, bei Ihnen
stehe der Mensch im Mittelpunkt, dann entgegne ich
sehr deutlich: Nach unserer christlichen Soziallehre steht
sehr wohl der Mensch im Mittelpunkt. Bei Ihnen ist es
nichts anderes als die rote Ideologie.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP –
Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Sie ha-
ben die Sommerpause jetzt echt langsam ver-
dient!)

Ich glaube, unser Hauptaugenmerk muss auch auf der
Sicherung des Fachkräfteangebots liegen. Das wird eine
der großen Herausforderungen der nächsten Monate und
Jahre, damit die gute Konjunktur nicht ins Holpern
kommt. Ich glaube, dass wir auch dort mit den ange-
dachten Maßnahmen zur Bildungsinitiative und Berufs-
bildung vorankommen. Wir müssen uns darum bemü-
hen, dass die Zahl der Hochschulabbrüche sinkt, und wir
müssen vor allem dafür sorgen, dass weniger Hochquali-
fizierte unser Land verlassen.

Ich glaube, dass wir in diesem Zusammenhang auch
in den Anhörungen über die Instrumente hinaus viel zu
diskutieren haben. Ich freue mich auf die sachliche Aus-
einandersetzung

(Katja Mast [SPD]: Sind Sie dazu in der 
Lage?)

und glaube, dass sie uns weiterbringt als die wöchentli-
che Wiederholung der Debatte über vergleichbare An-
träge mit gleichem Inhalt.

Lassen Sie uns in der Sache arbeiten. Die Struktur der
Langzeitarbeitslosigkeit ist nicht festgezurrt. Wir haben
in der jetzigen Konjunktur eine echte Chance. Das be-
deutet auch, Instrumente neu auszurichten, finanzielle
Mittelströme zu überprüfen und das eine oder andere In-
strument in diesem Zusammenhang effektiver zu gestal-
ten. Ich bin mir sicher, dass das gelingen wird.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Vizepräsident Dr. h. c. Wolfgang Thierse:

Das Wort hat nun Gabriele Lösekrug-Möller für die
SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD)

Gabriele Lösekrug-Möller (SPD):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!

Meine Damen und Herren! Wir haben heute Nachmittag
eine Aktuelle Stunde zur Entwicklung auf dem Arbeits-
markt durchgeführt. Ich kam mir vor wie beim Schüt-
zenfest in Niedersachsen; denn die Beiträge hatten ein
Niveau wie im Bierzelt.

(Sebastian Blumenthal [FDP]: Die SPD war ja 
auch beteiligt!)

Ich bedauere das ausdrücklich. Es gibt mehr als 4 Millio-
nen Menschen in Deutschland, die sich Teilhabe durch
Arbeit, und zwar durch gute Arbeit, wünschen. Ich weiß
nicht, wie sich diese Menschen fühlen müssen, wenn sie
gehört haben, auf welchem Niveau hier heute Nachmit-
tag diskutiert wurde.

(Sebastian Blumenthal [FDP]: Dazu haben Sie 
aber einen Beitrag geleistet!)

Ich freue mich, dass unter anderem auch aufgrund unse-
res Antrags der eine oder andere Beitrag beginnt sich da-
von abzuheben; denn diese Menschen haben das ver-
dient.

Herr Kollege Weiß, Sie haben Martin Brussig zitiert.
Sie haben auf die Untersuchung abgehoben, die die
Hans-Böckler-Stiftung veröffentlicht hat. Sie haben sich
an die Brust geheftet, dass Sie es geschafft haben, mehr
Ältere auf dem Arbeitsmarkt in Beschäftigung zu brin-
gen. Es wäre gut gewesen, Sie hätten uns den ganzen
Satz zur Kenntnis gegeben. Das ist nämlich nicht ein Er-
folg Ihrer Arbeitsmarktpolitik, sondern: Kohorten älter
als 50 drängen stärker auf den Arbeitsmarkt.

(Peter Weiß [Emmendingen] [CDU/CSU]: 
Aber das ist doch positiv!)


